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Drucksache Nr. 2454 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes betreffend die Ermöglichung der Kapitalkredit- 
beschaffung für landwirtschaftliche Pächter 

- Nr. 2091 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Neuburger 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes betreffend 
die Ermöglichung der Kapitalkreditbeschaffung für landwirtschaft- 
liche Pächter mit den aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Änderungen zuzustimmen. 


Bonn, den 6. Juli 1951 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Neuburger 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Umversitats-Buehüruukerei Crebr. seheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes betreffend die Ermöglichung der 
Kapitalkreditbeschaffung für landwirtschaftliche Pächter 

- N . 2091 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes betreffend 
die Ermöglichung der Kapitalkredit- 
beschaffung für landwirtschaftliche 
Pächter 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz betreffend die Ermöglichung 
der Kapitalkreditbeschaffung für landwirt- 
schaftliche Pachter vom 9. Juli 1926 (RGBl.I 
S. 399, 412) in der Fassung der Verordnung 
vom 20. Dezember 1943 (RGBl. I S. 681) 
wird wie folgt geändert: 

1. a) In § 1 wird hinter den Worten „zu- 

gelassenen Kreditinstitute“ eingefügt 
„(Pachtkreditinstitut)“ ; 

b) in den §§ 2, 4, 5, 9, 11 bis 13, 15 
und 21 wird das Wort „Kreditinstitut“ 
ersetzt durch „Pachtkreditinstitut“. 

2. § 17 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Antrag auf Zulassung als Pacht- 
kreditinstitut ist beim Pachtkreditausschuß 
(§ 18) zu stellen. Dieser leitet den Antrag 
mit seiner Stellungnahme an die für die 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes betreffend 
die Ermöglichung der Kapitalkredit- 
beschaffung für landwirtschaftliche 
Pächter 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz betreffend die Ermöglichung 
der Kapitalkreditbeschaffung für landwirt- 
schaftliche Pächter vom 9. Juli 1926 (RGBl. I 
S. 399, 412) in der Fassung der Verordnung 
vom 20. Dezember 1943 (RGBl, I S. 681) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 17 erhält folgende Fassung: 
(1) unverändert 
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Entwurf 

Bankenaufsicht zuständige Oberste Lan- 
desbehörde, die im Einvernehmen mit der 
Obersten Landwirtschaftsbehörde darüber 
entscheidet. 

(2) Dem Antrag auf Zulassung ist ein 
Muster des zur Verwendung kommenden 
Verpfändungsvertrages beizufügen. Das 
sich bewerbende Kreditinstitut muß dem 
Pachtkreditausschuß unter Währung des 
Bankgeheimnisses die Auskünfte erteilen, 
die dieser für notwendig hält. 

(3) Das Kreditinstitut muß nachweisen, 
daß seine Einrichtungen für die laufende 
Überwachung der beliehenen Betriebe 
unter dem Gesichtspunkte einer auf Stei- 
gerung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
gerichteten Wirtschaftsführung sowie für 
die etwa erforderlich werdende Wirt- 
schaftsberatung Gewähr bieten. Zur lau- 
fenden Überwachung gehört besonders e i n 
jährlicher Voranschlag über die zu erwar- 
tenden Ertragsverhältnisse unter Berück- 
sichtigung der Ernte ertrage der Vor- 
jahre. 

(4) Das Kreditinstitut muß die Mög- 
lichkeit bieten, zur Aufrechterhaltung des 
beliehenen Betriebes auch dem Verpächter 
Kredit einzuräumen.“ 

3. § 18 erhält folgende Fassung: 

„( 1 ) Der Pachtkreditaussschuß besteht aus 
neun Mitgliedern, von denen drei Mitglie- 
der auf Vorschlag des Zentralausschusses 
der deutschen Landwirtschaft durch die 
Bundesregierung berufen werden; sie dür- 
fen weder Verpächter noch Pächter sein 
und sollen mit den Fragen des Pachtrechts 
und des Pachtkreditwesens besonders ver- 
traut sein. Zwei Mitglieder werden v o m 
Bundes rat und vier Mitglieder auf 
Vorschlag der berufsständischen Organisa- 
tionen vom Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten berufen; 
s i e müssen je zur Hälfte Verpächter 
und Pächter sein. Für jedes Mitglied ist 
gleichzeitig ein Vertreter zu bestimmen. Die 
Mitglieder und deren Vertreter werden 
auf fünf Jahre berufen; sie können vorher 
abberufen werden. 

(2) Die Kosten des Pachtkreditaus- 
schusses tragen die Pachtkreditinstitute. 

(3) Der Pachtkreditausschuß gibt sich 
eine Geschäftsordnung, in der auch die 
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(2) unverändert 


(3) Das Kreditinstitut muß nachweisen, 
daß seine Einrichtungen für die laufende 
Überwachung der beliehenen Betriebe 
unter dem Gesichtspunkte einer auf Stei- 
gerung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
gerichteten Wirtschaftsführung sowie für 
die etwa erforderlich werdende Wirt- 
schaftsberatung Gewähr bieten. Zur laufen- 
den Überwachung gehört besonders die Auf- 
stellung und Prüfung jährlicher Voranschläge 
über die zu erwartenden Ertragsverhältnisse 
unter Berücksichtigung der Wirtschaftserträge 
der Vorjahre. 

(4) unverändert 


3. § 18 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Pachtkreditausschuß besteht 
aus neun Mitgliedern, von denen drei Mit- 
glieder auf Vorschlag des Zentralausschusses 
der deutschen Landwirtschaft durch die 
Bundesregierung berufen werden; sie dür- 
fen weder Verpächter noch Pächter sein 
und sollen mit den Fragen des Pachtrechts 
und des Pachtkreditwesens besonders ver- 
traut sein. Die übrigen sechs Mitglieder 
werden auf Vorschlag der berufsständischen 
Organisationen vom Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
berufen; davon müssen drei Verpächter 
und drei Pächter sein. Für jedes Mitglied 
ist gleichzeitig ein Vertreter zu bestimmen. 
Die Mitglieder und deren Vertreter wer- 
den auf fünf Jahre berufen, sie können aus 
wichtigem Grunde vorher abberufen 
werden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Entwurf 

Kostenfestsetzung zu regeln ist. Die Ge- 
schäftsordnung bedarf der Zustimmung 
des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten.“ 

4. §§ 19 und 20 werden gestrichen. 

5. a) § 21 wird § 19; 

b) § 19 (neu) Absatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Bestehen nach Auffassung des 
Pachtkreditausschusses die Voraussetzun- 
gen für die Zulassung nicht mehr, so hat 
er bei der zulassenden Stelle die Auf- 
hebung der Zulassung zu beantragen. Will 
die zulassende Stelle von sich aus die Zu- 
lassung aufheben, so hat sie die Stellung- 
nahme des Pachtkreditausschusses einzu- 
holen. Für die Aufhebung gilt $ 17 Ab- 
satz 1 Satz 2 entsprechend.“ 

6. § 22 wird gestrichen. 

7. a) § 23 wird § 20; 

b) § 20 (neu) erhält folgende Fassung: 

„Für die nach diesem Gesetze den Ge- 
richten obliegenden Verrichtungen werden 
Gebühren und Auslagen nach näherer 
Bestimmung der Landesregierung er- 
hoben.“ 

Artikel II 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Gesetzes in der nunmehr gel- 
tenden Fassung unter der Überschrift „Padit- 
kreditgesetz“ mit neuem Datum und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

Artikel III 

Bis zur Bestellung des Pachtkreditaus- 
schusses nach § 18 Absatz 1 in der Fassung 
des Artikels I Nr. 3 dieses Gesetzes nimmt 
der auf Grund des Gesetzes zur Ergänzung 
des Gesetzes betreffend die Ermöglichung 
der Kapitalkreditbeschaffung für landwirt- 
schaftliche Pächter vom 18. August 1949 
(WiGBl. S. 264) bestellte Ausschuß die Auf- 
gaben des Pachtkreditausschusses wahr. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1951 an in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


4. unverändert 

5. unverändert 


6. §§ 22 und 23 werden gestrichen. 

7. entfällt 


Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 


Artikel IV 
unverändert 
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